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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Parlamentsmandat

Von einem «Vorstossrekord» schrieb das St. Galler Tagblatt rückblickend auf das Jahr
2018. In der Tat wurden in diesem Jahr total 2'352 Vorstösse eingereicht, was 9.6
Vorstössen pro Ratsmitglied entsprach (2017: 9.0). Im Vergleich zum Vorjahr stark
zugenommen haben erneut die Interpellationen (764; 2017: 718) und die Fragen in der
nationalrätlichen Fragestunde (750; 2017: 663). Aber auch Motionen wurden wesentlich
häufiger eingereicht als noch ein Jahr zuvor (463; 2017: 403). Auch wenn dieser Wert
der bisher höchste in der 50. Legislatur war, war man bei den Motionen noch weit vom
Spitzenwert von 2009 entfernt, als ganze 614 Motionen eingereicht worden waren. Im
Vergleich zum Vorjahr abgenommen hatten die eingereichten Anfragen (99; 2017: 102),
die Postulate (183; 2017: 204) und insbesondere die parlamentarischen Initiativen (93;
2017: 129), deren Zahl gar unter das langjährige Mittel von 98 fiel. 
In den Medien wurde die grössere Betriebsamkeit mit den nahenden Wahlen erklärt.
Die Parlamentsmitglieder wollten sich vor den anstehenden Wahlen bemerkbar
machen, meinte etwa Fabio Abate (fdp, TI), dessen Postulat gegen die «Vorstossflut»
2016 abgelehnt worden war. Zum «Vorstosskönig», wie ihn die Aargauer Zeitung (AZ)
bezeichnete, wurde Carlo Sommaruga (sp, GE) mit 47 Vorstössen gekrönt. Es handle
sich vor allem um Fragen in der Fragestunde, da er und die Bürgerinnen und Bürger mit
diesen «schnell und unkompliziert die Haltung des Bundesrates zu aktuellen Themen»
erfahren, erklärte der Genfer SP-Nationalrat. Bei höhere Kosten verursachenden
Motionen und Postulaten sei er zurückhaltender. Weniger sei manchmal mehr, gab der
ebenfalls in der AZ befragte Markus Ritter (cvp, SG) zu Protokoll, der 2018 keinen
einzigen Vorstoss eingereicht hatte. Er frage den Bundesrat und die Verwaltung lieber
direkt an. Davon erfahre die Öffentlichkeit zwar nichts, man erhalte aber sehr schnell
eine präzise Antwort. Zudem habe er als Bauernpräsident genug Medienpräsenz. Dass
es Schwergewichte nicht nötig hätten, mit Vorstössen Medienaufmerksamkeit zu
erheischen, zeigten gemäss AZ auch FDP-Präsidentin Petra Gössi (fdp, SZ) und SP-
Präsident Christian Levrat (sp, FR) sowie Gewerkschaftschef Paul Rechsteiner (sp, SG)
und Gewerbeverbandspräsident Jean-François Rime (svp, FR), die 2018 ebenfalls
keinen einzigen Vorstoss eingereicht hatten. Freilich ist es verkürzt,
Parlamentsmitgliedern zu unterstellen, dass sie Vorstösse lediglich als
Aufmerksamkeitsinstrument nutzen. Vielmehr handelt es sich bei Motionen, Postulaten
und parlamentarischen Initiativen um zentrale Instrumente der Legislative. Eine
Zunahme an Vorstössen kann deshalb auch als Zeichen für ein aktives Parlament, das
seine Aufgabe wahrnimmt, interpretiert werden.

Im Vergleich zu 2017 hatten auch die Aufgaben, die dem Parlament von aussen
aufgegeben worden waren, zugenommen: So wurden den Parlamentsmitgliedern 2018
87 Bundesratsgeschäfte (2017: 67), 26 Standesinitiativen (2017: 22), 34 Wahlgeschäfte
(2017: 23) und 30 Petitionen (2017: 22) neu vorgelegt.

Den Räten wurde aber 2018 nicht nur mehr Arbeit auferlegt; sie erledigten in diesem
Jahr mit total 2'428 auch überdurchschnittlich viele Vorstösse und Geschäfte (2017:
2'396; Schnitt 2000 bis 2018: 2'403). Allerdings war die Arbeitslast dabei relativ
ungleich verteilt. Die Zunahme an erledigten Vorlagen war nämlich praktisch
ausschliesslich den im Vergleich zu den Vorjahren wesentlich häufiger beantworteten
Interpellationen (725; 2017: 628) und Fragen in der Fragestunde (750; 2017: 663)
geschuldet. Hier liegt die Arbeitslast aber insbesondere bei der Verwaltung und weniger
beim Parlament. Dieses erledigte 2018 hingegen weniger Postulate (273; 2017: 303),
weniger Motionen (360; 2017: 458) und auch weniger parlamentarische Initiativen (101;
2017: 104) als im Vorjahr. Zudem nahm auch die Zahl der erledigten
Bundesratsgeschäfte (62; 2017: 74), Standesinitiativen (28; 2017: 26) und Petitionen (20;
2017: 26) im Vergleich zu 2017 ab. Einzig bei den Wahlgeschäften gab es 2018 (28) für
das Parlament etwas mehr zu tun als 2017 (26). 

Einen Einblick in den Arbeitsaufwand eines Parlamentariers gab Konrad Graber (cvp, LU)
in einer Kolumne in der Luzerner Zeitung. Für die Sommersession seien 120 Geschäfte
traktandiert, für die er rund drei Wochen vor Beginn der Session Unterlagen erhalte:
Botschaften für Bundesratsgeschäfte, Berichte und Anträge der Kommissionen;
«schätzungsweise ein Kilo Papier», das neben den zahlreichen Ratschlägen und

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2018
MARC BÜHLMANN
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Empfehlungen verschiedener Lobbyorganisationen bearbeitet werden müsse.  

Von den 360 im Jahr 2018 erledigten Motionen wurden 110 angenommen (30.6%), was
im langjährigen Schnitt (2000-2018: 21.7%) eine hohe Erfolgsquote darstellte. Je 43
Motionen wurden zurückgezogen (11.9%; 2017: 20.7%) bzw. unbehandelt abgeschrieben
(11.9%; 2017: 10.7%) und ein Viertel (88, 24.4%; 2017: 18.3%) schaffte immerhin die
Hürde des Erstrats. Auch die Erfolgsquote der Postulate war mit 68.9 Prozent im Jahr
2018 ausserordentlich hoch (2017: 54.1%; Schnitt: 49.3%): Von den 273 erledigten
Postulaten wurden 188 angenommen. Von den 85 nicht erfolgreichen Postulaten lehnte
das Parlament 40 (14.7%; 2017: 25.7%) ab; 18 (6.6%; 2017: 12.9%) wurden zurückgezogen
und 27 (9.9%; 2017: 7.3) wegen Verjährung abgeschrieben. 1

Die Baisse zu Beginn der 50. Legislatur (2015 bis 2019) bezüglich der Anzahl
eingereichter Vorstösse schien in Anbetracht der Zahlen für das Jahr 2019 lediglich ein
kurzes Intermezzo gewesen zu sein (vgl. Vorstösse und Arbeitsbelastung 2015). In der Tat
entsprachen die total 2'527 von Parlamentsmitgliedern eingereichten Ideen und
Anfragen einem neuen Rekord und übertrafen nicht nur die Zahl des Vorjahres (2'352),
sondern auch den langjährigen Durchschnitt (1'820 von 2000 bis 2019) bei weitem. Ein
erneut sehr starkes Wachstum verzeichnete dabei die Zahl der eingereichten
Interpellationen (855), die sich innert 20 Jahren mehr als verdreifacht hatte (2000:
280). Aber auch die Zahl der Motionen (552; 2018: 463) und Postulate (235; 2018: 183)
erreichte Spitzenwerte. Nur 2009 wurden mehr Motionen eingereicht (614) als 2019 und
auch die Anzahl Postulate kam fast an den Spitzenwert von 2012 (250 Postulate) heran.
Die 111 eingereichten parlamentarischen Initiativen lagen hingegen näher beim
langjährigen Schnitt (98), wenn auch ihre Zahl im Vergleich zu 2018 (93) zugenommen
hatte. Die neue Rekordzahl von 10.3 Vorstössen pro Parlamentsmitglied kam 2019
zustande, obwohl die Zahl der Anfragen (70; 2018: 99) und der Fragen für die
Fragestunde (704; 2018: 750) abgenommen hatten. 

«Der Vorstoss-Berg – ein Schreckhorn der Bürokratie», sei noch gewaltiger als die
Alpenkette, die man vom Balkon des Bundeshauses aus bestaunen könne, urteilte die
Basler Zeitung und machte die «parlamentarische Hyperaktivität» dafür verantwortlich.
Die Möglichkeit, sich mit einer Anfrage oder Interpellation zu inszenieren, sei «allzu
verlockend für die meisten Parlamentarier». Die Aargauer Zeitung erstellte aufgrund
der während der gesamten Legislatur eingereichten Vorstösse eine Rangliste. Jean-Luc
Addor (svp, VS) führte die Liste mit 169 Vorstössen an. Mit Carlo Sommaruga (sp, GE),
Claude Béglé (cvp, VD), Mathias Reynard (sp, VS) und Lisa Mazzone (gp, GE), die von der
Zeitung auf den Folgerängen platziert wurden (ohne freilich die Anzahl Vorstösse
auszuweisen), seien es vor allem Parlamentsmitglieder aus der Romandie, die mit
Aktivität glänzten. Es sei nicht verwunderlich, dass die fünf Spitzenplätze von der
grossen Kammer – und hier insbesondere von Mitgliedern der Polparteien SP und SVP –
besetzt seien, so die Zeitung gestützt auf eine Studie der Universität Bern. Die
Ständeratsmitglieder zeigten sich hingegen wesentlich zurückhaltender: In der Tat liege
der «vorstossfreudigste Kantonsvertreter» Beat Vonlanthen (cvp, FR) «mit 36
Interventionen erst auf Rang 79».
Neben den reinen parlamentarischen Vorstössen nahmen die 2019 ausserhalb des
Parlaments lancierten Aufträge im Vergleich zum Vorjahr tendenziell ab. Dies galt
sowohl für die Bundesratsgeschäfte (76; 2018: 87), die Standesinitiativen (22; 2018: 26)
und die Wahlgeschäfte (30; 2018: 34), nicht aber für die Petitionen, deren Zahl leicht
zugenommen hatte (35; 2018: 30). 

Eine Folge der immer stärkeren Zunahme der Geschäftslast war die Zunahme der
Betriebsamkeit gemessen an der Zahl erledigter Vorstösse und Geschäfte. Auch hier
war das Jahr 2019 mit total 2'604 erledigten Vorstössen ein Rekordjahr. Die Arbeitslast
lag dabei nicht nur wie im Vorjahr primär bei der Verwaltung. Diese musste zwar erneut
eine Rekordzahl von 873 Interpellationen beantworten, dafür etwas weniger Anfragen
(90; 2018: 92) und Fragen für die Fragestunde (703; 2018: 750) bearbeiten als im
Vorjahr. Aber auch das Parlament erledigte 2019 mit 331 Postulaten (2018: 273), 483
Motionen (2018: 360) und 124 parlamentarischen Initiativen (2018: 101) mehr Vorstösse
als in früheren Jahren. Hinzu kamen 2019 auch mehr erledigte Bundesratsgeschäfte (77;
2018: 62), Standesinitiativen (24; 2018: 17), Wahlgeschäfte (32; 2018: 28) und Petitionen
(22; 2018: 20) als im Vorjahr. 

Hinter der Kategorie «erledigt» versteckt sich freilich unterschiedlich viel Aufwand. So
gelten etwa Motionen oder Postulate, die zurückgezogen oder aufgrund ihres Alters –
wenn sie nicht innert zwei Jahren nach Einreichung behandelt werden, werden
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Vorstösse automatisch abgeschrieben – oder des Ausscheidens ihrer Urheberschaft aus
dem Rat abgeschrieben werden, genauso als «erledigt» wie die tatsächlich in den Räten
diskutierten Vorstösse, die für die Parlamentsmitglieder mehr Aufwand bedeuten. In
der Tat lag der Anteil abgeschriebener Motionen im Jahr 2019 (30.4%) über dem
langjährigen Schnitt (2000–2018: 29.1%) und auch die abgeschriebenen Postulate
(20.5%) kamen nahe an diesen Mittelwert heran (21.6%). Von den 483 im Jahr 2019
erledigten Motionen wurden aber immerhin über 300 beraten. Von Letzteren wurden
145 von beiden Räten gutgeheissenen, was über alle erledigten Motionen betrachtet
einer Erfolgsquote von 30 Prozent entspricht (Schnitt 2000–2018: 22.2%). Die 60.7
prozentige Erfolgsquote bei den Postulaten lag für 2019 ebenfalls höher als im
langjährigen Mittel (50.4%): Von den 331 erledigten Postulaten – über 248 davon wurde
in den Räten abgestimmt – wurden 201 angenommen.

In den Medien wurde die Frage aufgeworfen, wie ernst die Regierung die Aufträge des
Parlaments überhaupt nehme, ob also angenommene Motionen und Postulate
überhaupt erfüllt würden. Diese Frage stellte sich vor allem auch die GPK-SR und
bestellte bei der PVK einen Bericht mit einer Analyse zur Erfüllung von angenommenen
Motionen und Postulaten. 2

Parlamentsorganisation

Das von Sotomo auf der Grundlage von Abstimmungen durchgeführte
Nationalratsrating für das dritte Jahr der laufenden Legislatur zeigte eine Spannweite
zwischen -9,4 – die Extremposition, die sich Carlo Sommaruga (sp, GE) und Susanne
Leutenegger Oberholzer (sp, BL) teilen – und +9,9, gehalten von Pirmin Schwander (svp,
SZ). Das Rating zeigt Unterschiede zwischen den Sprachregionen. Die mittlere Position
aller französischsprechenden Nationalrätinnen und Nationalräte lag bei -1,4 während
die Deutschschweizer Vertreterinnen und Vertreter im Schnitt bei 0,5 zu liegen kamen.
Interessant war der seit ein paar Jahren anhaltende Rechtsrutsch der acht Nationalräte
aus dem Kanton Tessin, welche die Deutschschweiz 2014 rechts überholten. Eine
markante Entwicklung über die Zeit lässt sich auch hinsichtlich der Harmonisierung
innerhalb der Parteien feststellen. Die mittleren Positionen verschoben sich zwar
marginal – vor allem bei den Polparteien in Richtung Extreme – die Spannweite
innerhalb der Parteien nahm aber seit 1996, also seit dem ersten derart bestimmten
Rating stark ab. Die innerparteiliche Homogenität und die Abstimmungsdisziplin
scheinen also stärker geworden zu sein. 3

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 25.11.2014
MARC BÜHLMANN

Im September präsentierte die NZZ das von Sotomo errechnete Parlamentarierrating
2015. Die ideologische Ausrichtung aller Parlamentsmitglieder wird mit Hilfe paarweiser
Vergleiche aller Parlamentarierinnen und Parlamentarier hinsichtlich ihres
Abstimmungsverhaltens berechnet. Die Skala reicht von -10 (ganz links) bis +10 (ganz
rechts). Die rechte Extremposition wurde im Rating 2015 von Pirmin Schwander (svp, SZ)
und Lukas Reimann (svp, SG) besetzt. Am linken Rand fand sich mit einem Wert von -9.5
Christine Häsler (gp, BE). 
Am deutlichsten rechts und zwar ohne Überschneidung mit anderen Fraktionen stand
die SVP, deren Mitglieder zwischen 6.3 (Jean-Pierre Grin, VD) und 10 positioniert
wurden. Die FDP-Mitglieder schwankten zwischen 1.6 (Christa Markwalder, BE) und 4.1
(Hans-Peter Portmann, ZH) und überschnitten sich damit sowohl mit der BDP (0.9:
Rosmarie Quadranti, ZH bis 2.1: Urs Gasche, BE) als auch teilweise mit der CVP, bei der
Gerhard Pfister (ZG) und Ruedi Lustenberger (LU) mit dem Wert von 3.0 den rechten
und Jacques Neirynck (VD) mit -1.6 den linken Rand abdeckten. Die beiden EVP-
Vertreterinnen, die der CVP-EVP-Fraktion angehören, waren dabei pointierter links (-
2.8) als der Rest der CVP-Fraktion. Die GLP-Fraktion zeigte sich ziemlich geschlossen
und links der Mitte. Bei den Grünliberalen wurden die Extreme von Thomas Böhni (TG,
-1.7) und Martin Bäumle (ZH, -1.2) eingenommen. In ihrem Gesamtwert von -8.0
deckungsgleich zeigten sich die Grünen und die SP. Während die Genossinnen und
Genossen Extremwerte zwischen -9.1 (Carlo Sommaruga, GE und Susanne Leutenegger
Oberholzer, BL) und -5.7 (Daniel Jositsch, ZH) einnahmen, fanden sich bei den Grünen
Christine Häsler (-.9.5) und Yvonne Gilli (SG, -6.8) an den Fraktionspolen. 
Der Median des gesamten Nationalrats lag bei 0.8; das Parlament politisierte also leicht
rechts der Mitte. Die Studie stellte bei der Analyse der gesamten 49. Legislatur
allerdings im Vergleich mit der 48. Legislatur einen Linksrutsch fest. Insbesondere in
der Verkehrs- und Energiepolitik habe Mitte-Links erfolgreich koaliert.  

STUDIEN / STATISTIKEN
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Erstmals konnte aufgrund der neu eingeführten elektronischen Stimmanlage auch der
Ständerat vermessen werden. Insgesamt zeigte sich in der kleinen Kammer eine
wesentlich schwächere Polarisierung als bei der Volksvertretung. Zwar gab es auch im
Ständerat Extrempositionen –  Robert Cramer (gp, GE) mit -9.6 zur Linken und Peter
Föhn (svp, SZ) mit 9.6 zur Rechten –, die überwiegende Mehrheit der Ständerätinnen
und Ständeräte fanden sich aber zwischen den Werten -4 bis +5. 4

Organisation der Bundesrechtspflege

Erst 2010 hatte das Parlament im Rahmen der Revision des
Strafbehördenorganisationsgesetzes beschlossen, dass die Bundesanwaltschaft ein
Justizorgan darstelle, das von der Exekutive unabhängig sein müsse. Deshalb bestimmt
seither die Legislative nicht nur den Bundesanwalt, sondern auch das Aufsichtsgremium
der Bundesanwaltschaft (AB-BA). Dies sei ein Fehlschlag gewesen, argumentierte Alfred
Heer (svp, ZH) bei der Erläuterung seiner parlamentarischen Initiative, die verlangte,
dass die Bundesanwaltschaft wieder dem EJPD unterstellt und der Verwaltung
angegliedert werde. Strafverfolgung sei keine judikative, sondern eine exekutive
Aufgabe. Als unabhängiger Akteur könne die Bundesanwaltschaft nicht über die
Bundespolizei verfügen und werde durch die AB-BA auch nur unzureichend
kontrolliert. 
In ihrer Medienmitteilung machte die RK-NR deutlich, dass sie diese Auffassung nicht
teile. Die Bundesanwaltschaft müsse von der Regierung getrennt bleiben. Ihre
Unabhängigkeit müsse im Gegenteil noch gestärkt werden, weshalb die Kommission
einer parlamentarischen Initiative Sommaruga (sp, GE; Pa.Iv. 16.487) Folge gab, die den
Ausbau der Leitung der Bundesanwaltschaft von einer auf drei Personen forderte. 5

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 23.02.2018
MARC BÜHLMANN

Nachdem die RK-NR der parlamentarischen Initiative Sommaruga (sp, GE) zum Ausbau
der Leitung der Bundesanwaltschaft noch mit 15 zu 8 Stimmen Folge gegeben hatte,
lehnte ihre Schwesterkommission diese Idee einstimmig (mit 12 zu 0 Stimmen bei einer
Enthaltung) ab. Eine solche Änderung sei nicht gerechtfertigt, gab die RK-SR zu
Protokoll. Der Genfer SP-Nationalrat wollte mit seinem Vorstoss die
Bundesanwaltschaft stärken. Die heutige Situation mit nur einer Person an deren Spitze
sei deshalb problematisch, weil die Kritik an dieser Person – unabhängig ob sie sachlich
berechtigt sei oder nicht – jeweils die Bundesanwaltschaft als Ganzes treffe. Wenn
hingegen ein Kollegium leitend wäre – Sommaruga schlug ein Dreiergremium mit
alternierendem Vorsitz vor – so würde bei kritischem Gegenwind nicht gleich das ganze
Gremium in Frage gestellt werden. Das sei ähnlich wie beim Bundesrat: Auch dort
würde nicht gleich die gesamte Regierung hinterfragt, wenn ein Mitglied aufgrund eines
Dossiers oder einer Aussage in die Kritik gerate. Nach der Absage der RK-SR wird das
Geschäft nun ins Parlament kommen. 6

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 26.03.2018
MARC BÜHLMANN

Nach dem deutlichen Nein ihrer Schwesterkommission beschloss die RK-NR auf ihren
Beschluss, der parlamentarischen Initiative von Carlo Sommaruga (sp, GE) Folge zu
geben, zurückzukommen. Der Genfer SP-Vertreter hatte bereits nach dem Verdikt der
ständerätlichen Kommission angekündigt, auf seine Idee für einen Ausbau der Leitung
der Bundesanwaltschaft zu verzichten, was er in der Folge durch das Zurückziehen
seiner Initiative in die Tat umsetzte. 7

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 16.11.2018
MARC BÜHLMANN

Eigentlich wäre die Wahl des Bundesanwalts für die Amtsperiode 2020-2023 in Form
der Bestätigung des amtierenden Michael Lauber in der Sommersession 2019
vorgesehen gewesen. Lauber, der 2011 vom Parlament gewählt und 2015 schon einmal in
seinem Amt bestätigt worden war, galt lange Zeit als Glücksgriff für die oberste
Strafbehörde des Bundes und seine Wiederwahl als unbestritten. Die zunehmende
Kritik an der Bundesanwaltschaft im Generellen und – vor allem aufgrund der
Untersuchungen zur Fifa – an der Person Laubers selber, änderten die Ausgangslage
allerdings ziemlich drastisch. Ende April 2019 wurde bekannt, dass Lauber im Rahmen
ebendieser Fifa-Untersuchung ein informelles Treffen mit dem Fifa-Generalsekretär
Gianni Infantino verschwiegen hatte, was die Gerichtskommission (GK), die sich mit der
Vorbereitung der Wahl und einer allfälligen Empfehlung Laubers zur Wiederwahl
befasste, dazu bewog, auch in den Medien laut über eine Verschiebung der Wahl
nachzudenken. Die Wahl könne auch erst im Herbst oder noch später durchgeführt
werden, gab GK-Mitglied Lorenz Hess (bdp, BE) zu bedenken. Man müsse den Fall zuerst

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 15.05.2019
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sauber aufarbeiten, wolle dem Bundesanwalt auf den Zahl fühlen und abwarten, wie die
Aufsichtsbehörde über die Bundesanwaltschaft (AB-BA) die Situation beurteile. Sibel
Arslan (basta, BS), ebenfalls Mitglied der GK, legte Lauber gar nahe, über einen Rücktritt
nachzudenken. 

Anfang Mai eröffnete die AB-BA dann tatsächlich ein Disziplinarverfahren  gegen
Lauber. 

Bevor sich die GK über das weitere Vorgehen absprach, wollte sich die
Geschäftsprüfungskommission beider Räte (GPK) ein Bild von der Situation machen und
lud deshalb sowohl Lauber als auch den AB-BA-Präsidenten Hanspeter Uster und
dessen Vorgänger Niklaus Oberholzer zu einer Anhörung ein, die zugunsten Laubers
ausfiel. Die GPK fand nämlich keine Anhaltspunkte, weder für einen begründeten
Verdacht für eine vorsätzliche Verletzung der Amtspflichten noch für eine
Infragestellung der persönlichen oder fachlichen Eignung – was juristische Bedingungen
für eine Empfehlung zur Nichtwiederwahl gewesen wären. Die GPK verzichtete deshalb
auf eine entsprechende Warnung an die GK.
Lauber habe bei der Anhörung dem Vernehmen nach sehr gut abgeschnitten und er
habe nach wie vor grossen Rückhalt im Parlament, kommentierte etwa die NZZ die
Entscheidung der GPK. Freilich forderten zahlreiche Mitglieder ebendieses Parlaments
auch immer wieder lautstark den Rücktritt Laubers – so etwa Alfred Heer (svp, ZH) oder
Carlo Sommaruga (sp, GE) via Sonntags-Zeitung.  

Die GK selber entschied sich dann am 15. Mai einstimmig für eine Verschiebung der
Wiederwahl von der Sommer- auf die Herbstsession. Der Entscheid sei nicht als
Misstrauensvotum zu verstehen, sondern man wolle in der «aufgeheizten Situation»
nichts überstürzen, erklärte GK-Mitglied Matthias Aebischer (sp, BE) der Presse. Zudem
sei es gut, den Zwischenbericht der AB-BA zur Disziplinaruntersuchung abzuwarten, der
für Ende August 2019 vorgesehen sei. 8

Weil Bundesanwalt Michael Lauber Mitte Juni vom Bundesstrafgericht in der Fifa-
Untersuchung für befangen erklärt worden war, schienen die Chancen für seine
Wiederwahl im Herbst noch weiter zu sinken. So äusserte sich auf jeden Fall Sebastian
Frehner (svp, BS) in der NZZ. Auch Corina Eichenberger (fdp, AG) sah die Position
Laubers nun noch geschwächter als vorher und Beat Rieder (cvp, VS) wies darauf hin,
dass die Gerichtskommission (GK) mit ihrem Entscheid, die Wahl auf den Herbst zu
verschieben, wohl richtig gelegen habe. Nicht wenige Parlamentsmitglieder, so etwa
Carlo Sommaruga (sp, GE) oder Marco Romano (cvp, TI), forderten Lauber auf, die
Konsequenzen zu ziehen und sich nicht mehr zur Verfügung zu stellen. Ansonsten winke
ihm wohl eine Abwahl, prognostizierte das St. Galler Tagblatt.

Für Unruhe sorgten zudem die Ereignisse im Rahmen der Disziplinaruntersuchung
gegen Lauber, die von der Aufsichtsbehörde über die Bundesanwaltschaft (AB-BA)
ausgelöst worden war. Die AB-BA hatte aus Gründen der Objektivität und der fehlenden
eigenen Zeit einen emeritierten Strafrechtsprofessor für die Untersuchungen
angestellt, wogegen Lauber vor Gericht erfolgreich rekurrierte. Die Medien urteilten,
dass solche «juristischen Finessen» Laubers bei den Parlamentariern wohl eher
schlecht ankämen. Matthias Aebischer (sp, BE), Mitglied der GK, die eigentlich auch auf
der Basis dieser nun verzögerten Disziplinaruntersuchung im August über die
Empfehlung für eine Wiederwahl Laubers entscheiden wollte, sprach von einem
«unsäglichen Hickhack». 

Lauber erwuchs allerdings auch Unterstützung. Vor allem in der Person von Claude
Janiak (sp, BL), der Mitte August von einer Kampagne gegen den Bundesanwalt sprach.
Er warnte davor, dass eine Nicht-Wiederwahl der offiziellen Schweiz grossen Schaden
zufügen würde, das dies ein Signal wäre, dass man Strafverfolger eliminiere, wenn sie
«jemandem auf die Füsse getreten sind», so der Baselbieter Ständerat in der Basler
Zeitung. Janiak versuchte klarzustellen, dass die vor allem in den Medien immer wieder
aufgeführten und kritisierten Gespräche mit Infantino nicht rechtswidrig seien,
sondern in solchen komplexen Verfahren dazu gehörten. Sie nicht zu protokollieren sei
ebenfalls kein rechtlicher Verstoss. Janiak äusserte sich in diesem Interview zudem
über den Präsidenten der AB-BA, Hanspeter Uster. Dieser sei wohl ein «Kontrollfreak»,
der ins Operative reinrede, was aber nicht die Rolle einer Aufsichtsbehörde sei und
wogegen sich Lauber nun zurecht wehre. In einem Gastkommentar in den AZ-Medien
doppelte Janiak nach und erinnerte daran, dass sich der Bundesanwalt nichts habe
zuschulden lassen kommen. Eine Nichtwiederwahl wäre aber eigentlich nur
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gerechtfertigt, wenn dieser grob fahrlässig seine Amtspflichten schwer verletzt hätte. 
Ähnlich äusserte sich Matthias Aebischer (sp, BE) gegenüber Radio SRF. Die
Gerichtskommission könne fast nicht anders, als Lauber zur Wiederwahl zu empfehlen,
weil ihm keine gravierenden Fehler vorgeworfen werden könnten. In einem weiteren
Gastbeitrag wurde dann wiederum Janiak von Strafrechtsprofessor Mark Pieth kritisiert.
Der Basler Rechtsanwalt dürfe sich als GPK-Mitglied nicht in der Öffentlichkeit äussern.
Die Causa Lauber füllte die Medienspalten. 

Die GK lud dann kurz vor ihrem Entscheid über den Wahlvorschlag sowohl Lauber als
auch Uster noch einmal an eine Kommissionssitzung Ende August ein. Danach entschied
die GK, ihren Entscheid zu vertagen. Dem Bundesanwalt sei es nicht gelungen, alle
Zweifel auszuräumen. Das Verfahren nach einem Antrag auf Nichtwiederwahl, den Sibel
Arslan (basta, BS) und ein weiteres Mitglied der GK einreichten, sieht vor, dass der in
Frage gestellte Bundesanwalt noch einmal schriftlich gegen die Vorwürfe Stellung
nehmen kann. Am Termin für die Wahl werde jedoch nicht mehr gerüttelt, gab die GK
ebenfalls bekannt. Dieser werde auf den 25. September gelegt. 

Am 4. September, also eine Woche nach der Sitzung und nachdem sie die schriftliche
Stellungnahme Laubers konsultiert hatte, entschied die GK schliesslich mit 9 zu 6
Stimmen bei einer Enthaltung, die Wiederwahl Laubers nicht zu empfehlen. Die
Kommission begründete ihren Entscheid vor den Medien mit den Beschlüssen des
Bundesstrafgerichts, das Lauber im Fifa-Strafverfahren für befangen gehalten und ihm
eine Verletzung der Strafprozessordnung vorgeworfen habe. In die Beurteilung der GK
sei auch das «uneinsichtige Verhalten» Laubers und sein «Gegenangriff» auf die AB-BA
eingeflossen, gab Lorenz Hess nach der Sitzung zu Protokoll. Das Urteil sei «zu zwei
Dritteln juristisch und zu einem Drittel politisch begründet» – so Hess weiter. Die GK-
Mitglieder, die für eine Wiederwahl gestimmt hatten – darunter etwa Christian Lüscher
(fdp, GE) – gaben zu bedenken, dass Lauber viel Gutes bewirkt habe und die Polemiken
um die informellen Treffen seinen gesamten Leistungsausweis nicht beeinträchtigen
sollten. Eine Nichtwiederwahl gefährde die Bundesanwaltschaft als Institution. Lauber
selber gab bekannt, seine Kandidatur für die Amtsperiode 2020 bis 2023 aufrecht zu
erhalten.

Die Medien sahen die Wiederwahlchancen für Lauber aufgrund der abschlägigen
Empfehlung der GK allerdings nur noch als gering an. Zwar müsse sich das Parlament
nicht an die Empfehlung halten, es sei aber wohl «zu viel Geschirr zerschlagen», wie
etwa die NZZ kommentierte, als dass es sich noch zu einer Wiederwahl bewegen liesse.
Weil er gegen alle gerichtlich vorgehe, die sich ihm in den Weg stellten, sei eine
konstruktive Zusammenarbeit kaum noch denkbar. Lauber habe sich in seinem eigenen
Fall verheddert und die Kontrolle über sein Image verloren, urteilte auch der Tages-
Anzeiger. Es fehle ihm an Demut, befand der «Blick». Von jemandem in dieser Position
dürfe mehr Souveränität erwartet werden. 9

Nach der medial breit begleiteten Empfehlung der Gerichtskommission (GK),
Bundesanwalt Michael Lauber nicht für eine Wiederwahl zu empfehlen, starteten in den
Medien die Spekulationen, wie sich das Parlament zur Frage entscheiden würde. Lauber
habe in allen Fraktionen Gegner und Unterstützer, wusste etwa die NZZ zu berichten.
Der Bundesanwalt selber wollte in Fraktions-Hearings seine Position darlegen. 

In die Diskussionen schaltete sich auch die Schweizerische Staatsanwälte-Konferenz
ein. Sie forderte die Wiederwahl von Lauber. Nicht nur die Fortsetzung entscheidender
Projekte würde ansonsten aufs Spiel gesetzt, sondern auch die Zusammenarbeit
zwischen Bund und Kantonen gefährdet, die unter Lauber sehr gut funktioniere. 

Die Wiederwahl Laubers wurde zudem vermehrt auch unter institutionellen
Gesichtspunkten diskutiert. So weibelte etwa Daniel Jositsch (sp, ZH) für sein Postulat,
mit dem er eine Evaluation von Struktur, Organisation, Zuständigkeit und Überwachung
der Bundesanwaltschaft forderte. Auch der Tages-Anzeiger machte institutionelle
Mängel aus: Es liege ein Systemfehler vor, wenn ein Bundesanwalt Wahlkampf betreiben
müsse. In der Tat hatte Lauber laut Tages-Anzeiger ein PR-Büro engagiert, um die
Parlamentsmitglieder von seiner Wiederwahl zu überzeugen. Zahlreich waren die
Vorschläge, wieder zum alten System zurückzukehren, bei dem der Bundesrat für die
Wahl des Bundesanwaltes verantwortlich gewesen war, bevor das Parlament 2011 einen
Systemwechsel beschlossen hatte.

In den Medien wurde auch die Frage gestellt, weshalb sich Lauber das antue und nicht
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einfach zurücktrete. Die Aargauer Zeitung vermutete einen pekuniären Grund: Bei einer
Abwahl winke ein Jahreslohn, bei einem Rücktritt ginge Lauber wohl leer aus. Der
«Blick», der Lauber «gegen den Untergang» rudern sah, fragte sich zudem, wer die
Kosten für das PR-Büro und den Anwalt Laubers bezahle. In der Tat eine offene Frage,
wie auch die Bundesanwaltschaft selber bestätigte.

Mitte September, zwei Wochen vor dem vorgesehenen Wahltermin, trat Lauber vor der
FDP- und der CVP-Fraktion auf. Die FDP empfahl ihn nach dem Gespräch deutlich zur
Wiederwahl; dies aus Respekt gegenüber der Unabhängigkeit der Institutionen, wie die
Partei, die als «Heimbasis Laubers gilt» (Aargauer Zeitung), verlauten liess. Die CVP, die
neben Lauber auch den Präsidenten der Aufsichtsbehörde AB-BA, Hanspeter Uster,
eingeladen hatte, gab hingegen keine Wahlempfehlung ab, um eine «Politisierung der
Wahl» zu vermeiden, wie die Partei verlautbarte. 
Der Vize-Präsident der SP, Beat Jans (sp, BS), verriet der Sonntags-Zeitung, dass seine
Fraktion «grossmehrheitlich» gegen Lauber stimmen werde. Er sei für die meisten
aufgrund seines Verhaltens nicht wählbar, zudem fehle ihm die Glaubwürdigkeit und
Souveränität, um die Bundesanwaltschaft weiter zu führen. Weil auch die SVP in einer
früheren Konsultativabstimmung mehrheitlich gegen Lauber gestimmt habe, die Grünen
und die BDP den Antrag auf Nicht-Wiederwahl in die GK getragen hätten und auch die
CVP gespalten sei, war für die Sonntags-Zeitung «die Rechnung schnell gemacht»: die
nötigen 124 Stimmen für eine Abwahl kämen bei weitem zusammen. 
Allerdings schien sich das Blatt eine Woche vor dem Wahltermin aufgrund weiterer
Hearings von Lauber bei den Grünen und der SVP wieder zu wenden. Während die
Grünen Stimmfreigabe beschlossen, um das Stimmgeheimnis zu wahren, nahm die SVP-
Fraktion eine eigentliche Wende – die «Tribune de Genève» sprach von «tourner
casaque» – vor und begründete wie die FDP eine Woche zuvor, dass die Kontinuität der
Strafverfolgung gewährleistet werden müsse und sich die Fraktion deshalb mehrheitlich
hinter Lauber stelle. In den Medien nicht genannte Insider wollten wissen, dass Lauber
innerhalb der Partei nach wie vor umstritten sei. Für den Stimmungswandel habe Adrian
Amstutz (svp, BE) gesorgt, der erklärt habe, man könne nicht jemanden wegen eines
einzigen Fehlers in die Wüste schicken. Die SVP forderte zudem mittels
parlamentarischer Initiative Reformen bei der Aufsicht über die Bundesanwaltschaft. 
Für eine weitere «Überraschung» (NZZ) sorgte dann einen Tag vor dem Wahltermin die
SP. Obwohl die drei GK-Mitglieder der SP-Fraktion die Empfehlung für eine Nicht-
Wiederwahl Laubers unterstützt hatten, empfahl eine knappe Mehrheit der
sozialdemokratischen Fraktion, Lauber zu bestätigen. Allerdings seien bei der
entsprechenden Fraktionsabstimmung zahlreiche Mitglieder nicht mehr anwesend
gewesen – so die NZZ weiter. Nicht zu den Hearings äusserte sich die GLP und die BDP
hatte ganz darauf verzichtet, Lauber anzuhören. 

Am Wahltag legten die Sprecherin und der Sprecher der GK noch einmal die Gründe
ihres Mehrheitsbeschlusses mit der Empfehlung der Nicht-Wiederwahl dar. Die
Minderheitsposition wurde offiziell von der FDP- und der SVP-Fraktion gestützt.
Christian Lüscher (fdp, GE) und Raphaël Comte (fdp, NE) verteidigten diese in ihren
Voten. Auch der Fraktionschef der CVP ergriff das Wort. Er erinnerte daran, dass die
CVP keine Empfehlung abgebe und plädierte an die Mitglieder der Vereinigten
Bundesversammlung mit ihrem Gewissen zu entscheiden. 
Die Wahl fiel schliesslich erwartet knapp aus und zwar zugunsten Laubers – was vor
wenigen Tagen in den Medien kaum für möglich gehalten worden war. Die
Parlamentarierinnen und Parlamentarier hatten die Möglichkeit, den Wahlzettel
unverändert mit dem Namen Lauber einzulegen oder aber diesen Namen
durchzustreichen. Letzteres war auf 114 Wahlzetteln der Fall gewesen. Weil aber 129 der
243 eingelangten Wahlzettel den Namen Lauber noch trugen, übersprang dieser das
absolute Mehr von 122 Stimmen, wenn auch ziemlich knapp. Da von der Tribüne aus
ziemlich gut sichtbar war, wer den Namen durchstrich, bzw. wer einen Stift zur Hand
nahm und wer nicht, wurde in der Folge in den Medien von einem «Kugelschreiber-
Gate» gesprochen, da das Wahlgeheimnis nicht gewahrt gewesen sei. 

In den Medien wurde der Erfolg Laubers auch mit seinem ausgezeichneten Lobbying
erklärt. Er habe wohl aber auch bei den Hearings überzeugt, wie zahlreiche
Parlamentsmitglieder in den Medien bestätigten. Während die befürwortenden
Parlamentsmitglieder vor den Medien die Institution betonten, deren Ruf verteidigt
worden sei, machten die Gegnerinnen und Gegner der Wiederwahl keinen Hehl aus
ihrer Abneigung gegen den Bundesanwalt. Fast die Hälfte des Parlaments misstraue
Lauber, was keine guten Voraussetzungen für die nächsten vier Jahre seien, schrieb
etwa Carlo Sommaruga (sp, GE) der NZZ ins Notizheft. Lauber selber bedankte sich in
einem kurzen Statement bei Familie und Freunden für die Unterstützung. Er werde sich
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weiterhin für eine moderne Strafverfolgung einsetzen. Die knappe Wiederwahl wurde in
den Medien auch als Denkzettel bezeichnet. Man müsse jetzt die
Disziplinaruntersuchung abwarten, die allerdings an politischer Bedeutung verloren
habe. Zudem verlangten die Kommentatorinnen und Kommentatoren ein Überdenken
der institutionellen Strukturen. Die Bestätigung Laubers sei nur eine kurze Atempause –
so die «Tribune de Genève». Ruhe werde so schnell keine einkehren, urteilte die
Aargauer Zeitung. Der «Blick» prophezeite gar, dass der angeschlagene Bundesanwalt
wohl kaum vier Jahre durchhalten werde. Das Parlament habe niemandem einen
Gefallen getan. Der Tages-Anzeiger bezeichnete die Wiederwahl Laubers durch «das
mutlose Parlament» gar als «Fehler». Die Aargauer Zeitung wusste tags darauf zu
berichten, das Lauber bei der SP auch Stimmen geholt habe, weil er während des
Hearings versprochen habe, zurückzutreten, wenn das Disziplinarverfahren für ihn
negativ ausfallen werde. 10

Wahl- und Abstimmungsverfahren

«Easyvote» ist ein Projekt des Dachverbandes der Schweizer Jugendparlamente (DSJ),
in dem jeweils vor Abstimmungen auf der Basis der Abstimmungserläuterungen des
Bundesrates eine leicht verständliche und informative Informationsbroschüre erstellt
wird, mit dem Ziel, die politische Partizipation Jugendlicher und junger Erwachsener zu
fördern. Schon zwei Mal waren parlamentarische Vorstösse mit dem Ziel, die
Organisation Easyvote stärker zu unterstützen, erfolglos geblieben. Dieses Schicksal
ereilte auch das Postulat Seiler Graf (sp, ZH), das den Bundesrat aufforderte zu prüfen,
wie ein Versand der Easyvote-Broschüre in alle Gemeinden unterstützt werden könnte.
Dem Bund sei die Partizipation Jugendlicher wichtig, versicherte Bundeskanzler Walter
Thurnherr, der die Haltung der Regierung vertrat. Er unterstütze den DSJ deshalb auch
mit rund CHF 1 Mio. pro Jahr, wobei rund ein Fünftel der Summe an Easyvote gehe. Der
Bundesrat sei aber gesetzlich verpflichtet, vor Abstimmungen zu informieren. Diese
Pflicht nehme er mit Hilfe der Abstimmungserläuterungen wahr, die vom Bundesgericht
gar als Materialien der Gesetzgebung betrachtet würden. Die Regierung könne aber
keine von Dritten erstellten Informationsangebote unterstützen, weil sie dann
garantieren müsste, dass die Informationen richtig, neutral und sachlich sind, und sie
im Sinne der Gleichbehandlung auch anderen Organisationen, Parteien oder Verbänden
unter die Arme greifen müsste. Mit 52 zu 137 Stimmen (bei einer Enthaltung) folgte die
Mehrheit der Volkskammer dieser Argumentation und lehnte das Postulat ab. Dabei
zeigte sich ein Graben zwischen links-grün – unterstützt von den beiden EVP-
Mitgliedern – und allen anderen Fraktionen. 11
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Nachdem der Kanton Genf Ende November 2018 angekündigt hatte, sein seit 2003
bestehendes E-Voting-System «CHVote» aus Kostengründen nicht mehr
weiterentwickeln zu können und nur noch bis 2020 anzubieten, wurde die Post alleinige
Anbieterin eines Systems, mit dem elektronisches Abstimmen und Wählen ermöglicht
wird. Nicht nur die Monopolstellung der Post, sondern auch deren Zusammenarbeit in
diesem Projekt mit der spanischen Firma Scylt rief relativ bald mahnende Stimmen auf
den Plan. Im eidgenössischen Parlament waren noch im Dezember 2018 zwei Vorstösse
eingereicht worden, mit denen ein E-Voting-System in öffentlicher Hand gefordert
wurde. 
Mit der Motion Sommaruga (sp, GE; Mo. 18.4375) wurde der Bundesrat aufgefordert,
zusammen mit den Kantonen bis ins Jahr 2020 ein E-Voting-System zur Verfügung zu
stellen, das der öffentlichen Hand gehört und als Open-Source-Programm konzipiert
ist. Es sei egal, ob man dabei ein bestehendes System übernehme und weiterentwickle
– Carlo Sommaruga dürfte dabei wohl an das System seines Heimatkantons gedacht
haben, das auf Open-Source-Basis beruht – oder ein neues eigenes System entwickle.
Eine so sensible Aufgabe dürfe nicht einem Privatanbieter überlassen werden. 
Der Vorstoss von Laurent Wehrli (fdp, VD; Mo. 18.4225) zielte darauf ab, im Postgesetz
zu verankern, dass E-Voting zum Grundversorgungsauftrag der Post gehört. Damit wäre
E-Voting ebenfalls in öffentlicher Hand, da sich die Schweizerische Post AG im
Eigentum des Bundes befindet.
Die Antworten des Bundesrats auf die beiden Vorstösse waren ziemlich ähnlich. Die
Anforderungen an ein E-Voting-System seien die Offenlegung des Quellcodes und die
vollständige Verifizierbarkeit. Verifizierbarkeit bedeutet, dass systematische
Fehlfunktionen aufgrund von Fehlern der Software, aufgrund menschlicher
Fehlhandlungen oder gar aufgrund von Manipulationsversuchen von der Stimmabgabe
bis hin zur Ergebnisermittlung dank unabhängiger Mittel erkannt werden können. Dies
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werde auch beim System der Post so umgesetzt. Die Durchführung von eidgenössischen
Urnengängen liege aber in der Kompetenz der Kantone und diese könnten frei
entscheiden, welches System sie für die elektronische Stimmabgabe nutzen wollten.
Von wem dieses System angeboten werde, sei, solange es die Richtlinien der Sicherheit,
Transparenz und Nachvollziehbarkeit – wie sie in den vorgesehenen Anpassungen des
Bundesgesetzes über die politischen Rechte neu festgelegt würden – erfülle, hingegen
zweitrangig. Es sei auch aus Gründen der föderalistischen Kompetenzaufteilung nicht
sinnvoll, wenn der Bund ein einzelnes System vorschreibe, das nicht auf die Bedürfnisse
aller Kantone zugeschnitten werden könne. 
Beide Motionen wurden in der Sommersession 2019 zurückgezogen, wohl auch, weil
sich die Ausgangslage 2019 recht dramatisch verändert hatte: Das System der Post war
nach einem gescheiterten Stresstest – in einem öffentlich ausgeschriebenen
Wettbewerb gelang es mehreren Personen, das System zu hacken – vorläufig vom Markt
genommen worden und der Bundesrat hatte sich auch aufgrund der Antworten zur
Vernehmlassung zum revidierten Bundesgesetz über die politischen Rechte
entschieden, das 2017 gesetzte Ziel, E-Voting als ordentlichen Stimmkanal einzuführen,
vorläufig zu sistieren und den Versuchsbetrieb neu auszurichten. 12
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